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Auch Trump gegen
Blockade machtlos
McCarthy verliert weitere Wahlgänge zum Speaker

Nach der misslungenen
Speaker-Wahl rief Donald
Trump die rebellischen
Republikaner auf, sich hinter
Kevin McCarthy zu stellen.
Doch diese gaben ihren
Widerstand nicht auf.

CHRISTIAN WEISFLOG, WASHINGTON

Hundert Jahre ist es her, dass es für die
Wahl des Speakers im amerikanischen
Repräsentantenhaus mehr als eine Ab-
stimmungsrunde brauchte. Nach 1923
legte die jeweiligeMehrheitsparteimög-
licheStreitigkeiten vorBeginnder neuen
Legislaturperiode bei, um ihren An-
führer in einemWahlgang bestimmen zu
können. Am Dienstag jedoch verpasste
Kevin McCarthy, der republikanische
Favorit auf das Amt, die notwendigen
218 Stimmen gleich in dreiDurchgängen
klar. Nach dieser historischen Schmach
wurde die Sitzung der grossen Kammer
vertagt.Aber McCarthy verlor amMitt-
wochdreiweitereAbstimmungen,bevor
dieWahl am frühenAbend um mehrere
Stunden verschoben wurde.

McCarthy hatte den 20 Rebellen am
rechten Rand seiner Partei bereits weit-
gehende Konzessionen gemacht. Unter
anderem war er bereit, künftig die An-
setzung eines Misstrauensvotums gegen
ihn zu akzeptieren, sollte dieses von
lediglich fünf Abgeordneten verlangt
werden. Es war am Mittwoch deshalb
fraglich, was McCarthy seinen Gegnern
noch anbieten konnte, um sie auf seine
Seite zu bringen. Aufgeben wollte der
57-jährige Kalifornier aber noch nicht.

Hoffnung machten McCarthy wo-
möglich auch Donald Trumps unter-
stützendeWorte.Nach den dreiAbstim-
mungsniederlagenzeigte sichderehema-
lige Präsident in einemkurzen Interview
am Dienstagabend zunächst zurückhal-
tend. Auf die Frage, ob er immer noch
zu McCarthy halte, antwortete Trump:
«Wir werden sehen, was passiert.» Am
Mittwoch rief er die rebellischen Repu-
blikaner, bei denen es sich überwiegend
umeingefleischteTrump-Anhänger han-
delt, jedoch klar dazu auf, für McCarthy
zu stimmen: «Es ist nun für alle gross-
artigen republikanischenAbgeordneten
an der Zeit, für Kevin zu stimmen, den
Deal abzuschliessen, den Sieg einzufah-
ren», schrieb Trump auf seinem Kurz-
nachrichtendienst Truth Social.

Komplizierte Beziehung

DieDreiecksbeziehung zwischenTrump,
seinen Anhängern und McCarthy ist je-
doch kompliziert. Nach dem Sturm auf
das Capitol am 6. Januar 2021 gehörte
McCarthy zunächst zu den Kritikern
des abgewählten Präsidenten. Innerhalb
von wenigen Tagen vollzog der republi-
kanische Parteiführer indes eine Kehrt-
wende. Um Trump und seinen Anhän-
gern amrechtenFlügel zu gefallen,spielt
er die Attacke auf die amerikanische
Demokratie seither herunter und ver-
sucht teilweise auch rhetorisch auf der
rechtskonservativen Klaviatur zu spie-
len.So sagte er etwa imAugust vor einer

republikanischen Parteidelegation über
die langjährigedemokratischeSpeakerin
Nancy Pelosi: «Ich möchte, dass ihr seht,
wie Nancy Pelosi mir den Hammer (des
Speakers) übergibt. Es wird mir schwer-
fallen, sie nicht damit zu schlagen.»

Nach den Zwischenwahlen im
November reisteMcCarthy an die mexi-
kanische Grenze, um seinen Fokus auf
eine verschärfte Einwanderungspoli-
tik zu betonen. Zudem versprach er,
der Ukraine keine Blankochecks mehr
auszustellen, um die Isolationisten am
rechten Parteiflügel für sich zu gewin-
nen. Darüber hinaus zeigte sich McCar-
thy gewillt, parlamentarische Unter-
suchungen mitzutragen, die voraussicht-
lich eher dazu dienen werden, Schein-
probleme zu bewirtschaften, anstatt
echte Missstände aufzudecken.

Doch weder sein Entgegenkommen
noch Trumps Unterstützung halfen Mc-
Carthy am Mittwoch. Der republika-
nische Abgeordnete Chip Roy nomi-

nierte seinen relativ unbekannten Par-
teikollegen Byron Donalds als Speaker.
Im Gegensatz zur Mehrheit der Rebel-
len gehört Roy nicht zu den «Wahlleug-
nern», welche Trumps Niederlage 2020
anzweifelten. Er forderte offenere Dis-
kussionen und mehr Mitspracherechte
derHinterbänkler bei der Formulierung
von Gesetzen. Es gehe darum, dass der
Staat nicht weiter Geld ausgebe, das er
nicht habe. Donalds erhielt schliesslich
im vierten, fünften und sechsten Wahl-
gang jeweils 20 Stimmen, während Mc-
Carthy mit jeweils 201 Stimmen erneut
klar scheiterte.

Noch keine Lösung in Sicht

McCarthy erhielt gar eine Stimmeweni-
ger als im dritten Wahlgang am Diens-
tag.Damit stieg der Druck auf ihn, seine
Kandidatur zurückzuziehen.Sollte es für
die Rebellen vor allem um eine persön-
licheFehde gegenMcCarthy gehen,dem
sie zutiefst misstrauen, könnte zum Bei-
spiel die Nummer zwei der Republika-
ner, Steve Scalise, in die Bresche sprin-
gen.Sollten dieRebellen jedoch aufwei-
teren Konzessionen bestehen, die dem
moderaten Flügel der Konservativen in-
akzeptabel erscheinen, könnte auch das
Unmögliche möglich werden: die Wahl
eines parteiübergreifenden Kompro-
misskandidaten mithilfe der Demokra-
ten. Es gebe solche Sondierungsgesprä-
che, sagte der republikanischeAbgeord-
nete Don Bacon am Mittwoch. Aller-
dings waren sich die Beobachter einig,
dass die Wahrscheinlichkeit einer sol-
chen Lösung noch immer klein ist.

Wie die Situation imRepräsentanten-
haus vorangebrachtwerdenkönnte,blieb
amMittwoch jedoch schleierhaft.Klar ist
nur: Solange kein Speaker gewählt ist,
kann der Kongress nicht funktionieren.

Wahl des Speakers
Konservative Rebellen:Wer begehrt
gegen Kevin McCarthy auf? Seite 3

Kommentar: Republikaner entblössen
ihre eigenen Schwächen. Seite 19

DOMINIC NAHR / NZZ

Bloss
nicht verlieren

Wenn in der zweitobersten ukrainischen Liga der FSCMariupol (im Bild) auf den
FC Episenter in Irpin trifft, kommen nur wenige Zuschauer. Seit September wird
in den nicht zerstörten Stadien des Landes wieder Fussball gespielt.Allerdings mel-
deten sich Tausende von Fans freiwillig zum Militär. Ganze Ultra-Gruppen zogen
gemeinsam in die Schlacht. International, Seite 4, 5

«Solche Krawalle
wären in der Schweiz undenkbar»
Der Kriminologe Dirk Baier äussert sich zu den Silvester-Exzessen in Deutschland

lia./srs. · Wenn es in Deutschland an Sil-
vester zu Gewalt kommt, ist das mittler-
weile eher die Regel als die Ausnahme.
Diesmal überrascht jedoch, dass sich die
Gewalt gezielt gegen Polizisten und Ret-
tungskräfte richtete.Zwar ist auch in der
Schweiz die Zahl der Vergehen gegen
Behördenvertreter in den letzten Jah-
ren angestiegen. «Krawalle in einem sol-
chen Ausmass wären aber undenkbar»,
konstatiert der Kriminologe Dirk Baier.
«Die Polizei klagt jedoch auch hier, dass
der Respekt abnehme, doch der Rück-

halt ist grösser als in Deutschland», sagt
der Leiter des Instituts für Delinquenz
und Kriminalprävention an der Zür-
cher Hochschule für Angewandte Wis-
senschaften im Interview mit der NZZ.
Der Schweiz fehlten zudem die Gross-
städte, die mit ihrer Masse anMenschen
erst die Grundlage für solche Gewalt-
exzesse von Gruppen böten.

Derweil wird in Deutschland heftig
über die Konsequenzen nach den Exzes-
sen diskutiert. Besonders in Erklärungs-
not befindet sich die Regierende Bür-

germeisterin von Berlin, Franziska Gif-
fey von der SPD, die prompt einen Gip-
fel gegen Jugendgewalt ankündigte. Der
CDU-Chef Friedrich Merz erwähnte da-
gegen den Migrationshintergrund vieler
Tatverdächtiger und kritisierte vor allem
die Regierung des Bundeslandes Berlin.
Der liberale Innenpolitiker Konstantin
Kuhle sagte, mangelhafte Stadtplanung
und das Fehlen sozialer Durchmischung
beförderten Gewalt.

International, Seite 2
Schweiz, Seite 7

Zürcher Eltern
wollen wieder mehr Kleinklassen
Laut einer NZZ-Umfrage zweifelt das Stimmvolk an der schulischen Integration der Kinder

nil. · Seit einigen Jahren herrscht in der
ZürcherVolksschuledasPrinzipder inte-
grativen Förderung. Möglichst alle Kin-
der sollendenRegelunterricht besuchen,
auchverhaltensauffällige,beeinträchtigte
oder solche mit Lernschwierigkeiten.

Nun zeigt sich: Die Zürcher Stimm-
bevölkerung steht dieser schulischen
Integration kritisch gegenüber. Gemäss
einer Umfrage, welche das Forschungs-
institut GfS Bern im Auftrag der NZZ
durchgeführt hat, wünschen sich zwei
Drittel der Befragten die Kleinklassen

für schwierige Kinder zurück. Früher
separierten die Schulen noch deutlich
mehr Kinder aus dem Regelunterricht.

Eltern,Bildungspolitikerinnen,Schul-
leiter undLehrerinnen haben in den letz-
ten Jahren teilweise hitzig über den Sinn
und Zweck der integrativen Förderung
diskutiert – nicht nur im Kanton Zürich,
auch in Basel-Stadt, Bern oder Nidwal-
den.DieMeinungengehenweit auseinan-
der: Manche befürchten ein schlechteres
Schulniveauund sehen imMehraufwand,
der durch die Integration verhaltensauf-

fälliger Schüler entsteht, einen Grund
für den akuten Lehrermangel. Andere
bemängeln, dass trotz den Bemühungen
nicht alle Kinder konsequent im Regel-
unterricht integriert werden können.

Die Zürcher Bildungsdirektorin Sil-
via Steiner (Mitte) will trotz Gegenwehr
am Prinzip der integrativen Förderung
festhalten.Als Lösung für die Probleme
schlägt sie sogenannte «Schulinseln»
vor, wo Kinder eineAuszeit vom Regel-
unterricht nehmen können.

Zürich und Region, Seite 13
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Eine Mehrheit will verhaltensauffällige Kinder
wieder aus den Regelklassen nehmen
Eine Umfrage im Auftrag der NZZ zeigt: Das Stimmvolk wünscht sich die Kleinklassen zurück

NILS PFÄNDLER

Vor nicht allzu langer Zeit forderte
die Zürcher Stimmbevölkerung noch
die Abschaffung der Kleinklassen.
Sie wollte, dass möglichst alle Kin-
der, also auch solche mit Lernschwie-
rigkeiten oder Verhaltensauffälligkei-
ten, dieselbe Klasse besuchen. Im Jahr
2005 machte sie damit Ernst, indem sie
das neue kantonale Volksschulgesetz
mit grosser Mehrheit annahm – die
schulische Integration war Teil dieses
Reformpakets.

Heute ist das Vorhaben weitgehend
umgesetzt. Es gibt zwar noch Kleinklas-
sen, doch die meisten Kinder kommen
im Regelunterricht zusammen.Und mit
ihnen eine wachsende Zahl an Heil-
pädagoginnen und Klassenassistenten.

Eine heile Welt, könnte man mei-
nen, doch Zufriedenheit herrscht nicht.
Von allen Seiten hagelt es Kritik: Leh-
rerinnen beklagen einen Mehraufwand,
Eltern fürchten ein tieferes Schulniveau,
und Behindertenorganisationen kritisie-
ren, dass nicht alle Kinder konsequent
genug integriert würden.

Auch die Stimmbevölkerung scheint
18 Jahre nach der Abstimmung nicht
mehr überzeugt zu sein. Das zeigt eine
Umfrage, die das Forschungsinstitut GfS
Bern imAuftrag der NZZ durchgeführt
hat. Zwei Drittel geben an, dass sie wie-
der Kleinklassen einführen und sich
vom Prinzip der integrativen Förderung
abwenden wollen.

Die Parteizugehörigkeit der Befrag-
ten spielt bei der Beantwortung der
Frage eine entscheidende Rolle. Ledig-

lich die Wählerinnen und Wähler der
AL und der Grünen wollen am Prin-
zip der integrativen Förderung fest-
halten.Alle anderen Parteien – von SP
(54 Prozent) über SVP und FDP (beide
77 Prozent) bis EDU (92 Prozent) –
sprechen sich für eine Wiedereinfüh-
rung von Kleinklassen an der Volks-
schule aus.

Während der Wohnort und das Ge-
schlecht offenbar weniger entschei-
dend sind, gehen bei den verschiedenen
Generationen die Meinungen auseinan-
der.Bei der jungenWählerschaft hat die
konsequente Integration aller Kinder in
den Regelunterricht einen höheren Stel-
lenwert als bei den älteren Stimmbür-
gern, die sich deutlich für Kleinklassen
aussprechen.

«Schulinseln» vorgeschlagen

Die Mehrheit der Befragten kratzt da-
mit am Status quo. Nicht nur am Zür-
cher Volksschulgesetz, sondern auch
am Bundesgesetz, in dem die inte-
grative Förderung im Grundsatz ver-
ankert ist. Am Behindertengleichstel-
lungsgesetz und an der Uno-Behinder-

tenkonvention, die eine möglichst weit-
gehende Eingliederung aller Menschen
in die Gesellschaft vorsehen.Und an der
gegenwärtigen Zürcher Bildungspolitik,
die in den letzten Jahren die Integration
vorangetrieben hat.

Für die Bildungsdirektorin Silvia
Steiner (Mitte) ist der integrative Unter-
richt ein «Menschenrecht», wie sie einst
in einem NZZ-Interview betonte. Trotz
Gegenstimmen in der Bevölkerung hält
sie an dieserMeinung fest. «Die Integra-
tion ist anspruchsvoll, aber der richtige
Ansatz», sagt sie auf Anfrage.

Das Bedürfnis der Bevölkerung nach
Kleinklassen sieht die Bildungsdirekto-
rin nicht imWiderspruch zur derzeitigen
Situation in den Schulen. Anders als in
anderen Kantonen seien in Zürich die
Kleinklassen schliesslich nie ganz abge-
schafft worden.

Steiner rechnet vor:Von allen Schul-
kindern hätten derzeit etwa 4 Prozent
einen besonderen Bildungsbedarf.Rund
die Hälfte von ihnen werde separiert
und in einer Sonderschule unterrich-
tet, die andere Hälfte sei in einer Regel-
klasse integriert. «Die Schulen erhalten
dafür zusätzliche Ressourcen», hält sie

fest. «Die Integration von Kindern mit
Verhaltensauffälligkeiten auf nach der
Schulzeit zu verschieben, ist nicht sehr
erfolgsträchtig.»

Falls es beim integrativen Unter-
richt Schwierigkeiten gebe, schlägt
Steiner sogenannte «Schulinseln» als
Lösung vor. Dort könnten verhaltens-
auffällige Kinder innerhalb des Schul-
hauses eine kurze Auszeit nehmen.
Lehrpersonen hätten so die Möglich-
keit, schneller und flexibler zu reagie-
ren.Verschiedene Zürcher Gemeinden
haben mit diesem Modell bereits Er-
fahrungen gesammelt.

Förderklassen statt altes System

«Die Rückmeldungen zeigen klar, dass
auch Lehrpersonen in stark belaste-
ten Schulen nicht zum alten System zu-
rückwollen», sagt Steiner. In schwieri-
gen Situationen könne es aber wichtig
sein, ein Kind kurzfristig aus der Klasse
zu nehmen, ohne ihm einen definitiven
Stempel aufdrücken zu müssen.

Marc Bourgeois ist FDP-Kantonsrat
und Mitglied der Bildungskommission.
Er hält wenig davon, wie der integrative

Unterricht heute praktiziert wird: «Die
Idee war gut gemeint, aber sie funktio-
niert nicht, sosehr man sie auch schön-
redet. Mit der Heterogenität in den
Klassen bringen die Lehrkräfte nicht
mehr alles unter einen Hut.»

Bourgeois kritisiert, dass es heute
zwischen Sonderschulen und Regel-
klassen keine Zwischenstufe mehr gibt.
Er schlägt deshalb vor, angelehnt an
die früheren Kleinklassen sogenannte
Förderklassen einzuführen. Damit
könnten einzelne Kinder für mindes-
tens ein Semester, falls nötig auch für
mehrere Schuljahre, gezielt unterstützt
werden, ohne dass sie ihre Schule ver-
lassen müssten.

Übernehmen Förderlehrpersonen die
Verantwortung für diese Kinder,werden
die Klassenlehrpersonen entlastet, zeigt
sich Bourgeois überzeugt. «Die Lehre-
rinnen und Lehrer machen ihre Über-
stunden nämlich nicht im Schulzimmer,
sondern wegen der ständigen Koordi-
nation mit anderen involvierten Lehr-
personen, der zunehmenden Individua-
lisierung des Unterrichts und der vielen
Elterngespräche.» Laut dem FDP-Kan-
tonsrat könnten die Klassenlehrperso-
nen bei einer echten Entlastung wieder
höhere Pensen annehmen, womit auch
dem akuten Lehrermangel entgegen-
gewirkt würde.

In einem Punkt stimmt Bourgeois
der Bildungsdirektorin Steiner aber zu.
Die Durchlässigkeit des Systems müsse
gewährleistet sein, sagt er. «Das alte
Zweiklassensystem wünsche ich mir
auch nicht zurück.»

Heute besuchen fast alle Kinder den Regelunterricht. Der Bevölkerung passt das nicht. CHRISTOPH RUCKSTUHL / NZZ

Selbst der Zoo unterstützt ein Feuerwerksverbot
Die Unterschriftensammlung für eine Volksinitiative gegen laute Böller hat seit Silvester Tempo aufgenommen

MARIUS HUBER

Das Hotel Radisson Blu am Zürcher
Flughafen ist über Silvester zur Flucht-
burgeiner lärmempfindlichenKlientel ge-
worden.Weil es schalldichte Fenster hat.
Gegen hundert Hundehalter haben dort
mit ihren Tieren Quartier bezogen, um
diesen die psychische Tortur von Böllern
und laut knallendenRaketen zu ersparen.

Einer von ihnen war Roman Huber,
einer der Köpfe hinter einer Initiative
für ein landesweites Verbot von lärmi-
gem Feuerwerk, der einen Bericht in den
Tamedia-Zeitungen auf Anfrage bestä-
tigt. Er habe das Hotel wie viele andere
lange im Voraus gebucht. In der Lobby
des «Radisson» habe ein Kommen und
Gehen von Leidensgenossen mit ihren
Vierbeinern geherrscht.

Hubers Ziel ist, dass solche Aktionen
nicht mehr nötig sind. Die Initiative hat
gerade einen doppelten Schub erhalten.
Zum einen hat sich eine der populärs-

ten Zürcher Institutionen öffentlich da-
hintergestellt: der Zoo, der sonst nur sel-
ten zu politischen Anliegen Stellung be-
zieht. Zum anderen ist der Unterschrif-
tenbogen für die Initiative laut Huber in
den letzten drei Tagen rund 10 000 Mal
heruntergeladen worden. Die Sammlung
läuft noch bis November, es fehlen knapp
60 000 Stimmen.

Dass sich der Zoo Zürich mit Dut-
zenden Tier- und Umweltschutzorgani-
sationen für die Initiative einsetzt, liegt
nicht in erster Linie an der Sorge um die
dort gehaltenenTiere. Für diese seien die
pyrotechnischen Explosionen zwar eben-
falls ein Stress, sagt Zoodirektor Severin
Dressen gegenüber denTamedia-Zeitun-
gen, aber sie seien Lärm und Rummel
gewohnt. Wildtiere hingegen, durch den
Lärm verschreckt,könnten an den Folgen
des Stresses sogar sterben.

So argumentiert auch die Initiative.
Sie verlangt,dass Feuerwerkskörper,«die
Lärm erzeugen», in der ganzen Schweiz

verbotenwerden.Gemeint sinddamit laut
Huber solche, die «knallen». Dies habe
sich aber nicht vernünftig in die anderen
Landessprachen übersetzen lassen. Aus-
nahmen sollen die kantonalen Behörden
für Anlässe von überregionaler Bedeu-
tung erlassen dürfen, wie zum Beispiel
fürs grosse Silvesterfeuerwerk über dem
Zürcher Seebecken. Im Stadtparlament
wollte die links-grüne Mehrheit kürzlich
das grosse Feuerwerk amZüri-Fäscht aus
ökologischen Gründen untersagen und
erntete dafür viel Kritik.

Die Initiative zielt dagegen auf die pri-
vate Knallerei,wie sie in der Stadt Zürich
oft auch an Hanglagen stattfindet, nahe
den Waldrändern. Laut dem Bundesamt
fürUmwelt hat derGebrauchvonBöllern
und Feuerwerk in den letzten Jahren zu-
genommen.Dies sei nicht nur für dieTier-
welt eine Belastung, die unter dem Lärm
leide, sondern auch für Böden, Gewässer
und menschliche Lungen: Die 400 Ton-
nen Pyrotechnik, die in der Schweiz jähr-

lich abgefeuert werden,verursachen etwa
2Prozent der Feinstaubbelastung.

An einer Messstation in der Zürcher
Innenstadt schnellte derWert an Silvester
derart in die Höhe, dass er mehr als das
Fünffache dessen betrug,was an der stark
befahrenenRosengartenstrasse üblich ist.
Dass noch weitere Gründe für ein Böller-
verbot sprechen können,zeigt sich inBer-
lin, wo ein solches nach heftigen Angrif-
fenmitFeuerwerkaufRettungskräfteund
Polizisten derzeit diskutiert wird.

Allein aus Tier- und Naturschutzkrei-
sen könnte eine Feuerwerksverbots-In-
itiative beträchtliche Unterstützung ge-
winnen: So waren im Kanton Zürich zu-
letzt fast 69 000 Hunde registriert, was
etwa 56 000 Haltern entspricht, die wie-
derumFreundeundFamilie haben.Hinzu
kommen grosse Organisationen wie zum
Beispiel die Pro Natura, die im Kanton
rund 30 000 Personen erreicht, oder der
Zürcher Tierschutz mit über 11 000 Sup-
portern. Und jetzt also auch der Zoo.

Nur die Wählerschaften
von AL und Grünen
sind gegen Kleinklassen

Die Zürcher Bevölkerung
will wieder
mehr Kleinklassen einführen
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